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Einsatz für die Menschenrechte
Der Linken-Abgeordnete Michel Brandt aus Karlsruhe setzt auf die Basis

Von unserem Redaktionsmitglied
Gerhard Windscheid

Karlsruhe. Er ist einer der jüngsten
Abgeordneten im neuen Bundestag:
Michel Brandt, Jahrgang 1990, vertritt
für die Linkspartei die Region Karls-
ruhe im Parlament. Langsam hat sich
der frühere Schauspieler am Badischen
Staatstheater an die Arbeitsatmosphäre
in der Hauptstadt gewöhnt. Unter an-
derem vertritt Brandt die Linkspartei
im Ausschuss für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe. Die Arbeit in den
Ausschüssen bestimmt auch den Tages-
ablauf des Newcomers auf dem parla-
mentarischen Parkett.

Unzufrieden ist der Parlamentarier
aus Karlsruhe über die derzeitige Arbeit
im Bundestag. Alles dreht sich um die
Asylpolitik und um den internen Streit
zwischen CDU und CSU. „Die SPD
duckt sich weg“, kritisiert Brandt beim
Besuch bei den BNN und fordert mehr
Sacharbeit. Allerdings hat die Linke
auch Probleme vor der eigenen Haustür.
Die Drohung von Sahra Wagenknecht,
eine eigene Partei zu gründen, ist Gift
für die Fraktionsarbeit. „Wir müssen
jetzt erst einmal die eigene Fraktion in
den Griff kriegen“, verlangt der rührige
Linken-Politiker, der für die Sitzungs-
wochen im Berliner Arbeiterbezirk
Wedding eine vorübergehende Heimat
gefunden hat. Nicht vergessen ist das
Hickhack auf dem jüngsten Bundes-
parteitag. Als Mitglied der „Bewegungs-

linken“, einer innerparteilichen Forma-
tion, setzt Brandt auf eine Stärkung der
Arbeit an der Basis und auf politische
Bündnisse „vor Ort“.

Am Wochenende führte ihn seine Ar-
beit im Dienste der Menschenrechte
nach Malta. Im Hafen von Valetta infor-
mierte er sich rund um das Rettungs-
schiff „Lifeline“ über die immer schwie-
riger werdende Arbeit der Hilfsorga-
nisationen für die Flüchtlinge auf dem
Mittelmeer. Einsatz im Ausland zeigte

Michel Brandt auch kürzlich als Wahl-
beobachter in Venezuela. „Ich bin su-
perfroh, nach Caracas geflogen zu sein“,
freut sich der Reisende aus Karlsruhe.
Das Bild habe sich im Land doch anders
dargestellt, als es in manchen Medien
kolportiert wird. Der Rückhalt für Prä-
sident Nicolas Maduro sei insbesondere
in den ärmeren Bevölkerungsschichten
ungebrochen, beobachtete Brandt. „Die
Ärmsten im Land hatten vor der Hyper-
inflation kein Geld, und sie haben auch
jetzt kein Geld.“

Ungebrochen ist die Dankbarkeit der
Menschen in den ärmeren Regionen des
Landes gegenüber dem einstigen Staats-
lenker Hugo Chavez. Der hat dafür ge-
sorgt, dass es keine Analphabeten mehr
gibt, und dass die Gesundheitsver-
sorgung funktioniert. Mit „Coins“, etwa
vergleichbar mit Bezugsscheinen, kann
die Bevölkerung Lebensmittel und
Güter für den täglichen Bedarf kaufen.
Michel Brandt selbst hat als „Über-
raschungsgast“ mehrere Wahlbüros im
Umland der Hauptstadt Caracas be-
sucht und konnte dabei keine Unregel-
mäßigkeiten feststellen. Keinen Sinn
machen für Michel Brandt die interna-
tionalen Sanktionen gegen das Land.
Diese würden die Falschen treffen. Die
Reise nach Venezuela soll nicht der letz-
te Ausflug nach Lateinamerika gewesen
sein. Auch in Zukunft sollen Mittel- und
Südamerika Schwerpunkte der politi-
schen Arbeit des Jung-Parlamentariers
aus Karlsruhe sein.

AUF TOUR: Michel Brandt zeigt sich
kämpferisch. Foto: dpa

Pressestimmen

Die richtige Richtung

Vorbereitungstreffen deutet schon in
die richtige Richtung. Deutschland
könnte sich mit Bundespolizei und
Bundeswehr an einer neuen Grenz-
truppe beteiligen.

Neue Osnabrücker Zeitung
Auch wenn es am Sonntag noch kei-

ne Beschlüsse gab, so ist die Richtung
doch absehbar, in die diese Union nun
gehen wird. Österreichs Bundeskanz-
ler Sebastian Kurz, der sich seiner
unpopulären, aber letztlich doch
wirksamen Abschottungsvorschläge
rühmte, hat bereits gewonnen, noch
bevor er am kommenden Wochenende
den halbjährlich rotierenden EU-Vor-
sitz übernimmt. Aus seiner Regierung
stammt der Entwurf dieser neuen
Solidarität, die vor allem in der Zu-
rückweisung weiterer Ankömmlinge
bestehen soll. Mitteldt.Zeitung, Halle

Mit dem kleinen EU-Gipfel zum
Asylrecht befassen sich die Kom-
mentarauszüge:

Angela Merkel versucht verzweifelt,
ihr Amt zu retten. Die Zeit des ewigen
Vertröstens auf eine europäische
Lösung in der Asylpolitik endet, dafür
hat die CSU gesorgt. Merkel muss vom
EU-Gipfel am Donnerstag einen
handfesten Erfolg mitbringen, wolki-
ge Absichtserklärungen reichen nicht.
Ein solcher Erfolg könnte der Aufbau
eines europäischen Grenzschutzes
sein, der diesen Namen verdient. Das

Zahlreiche Tote bei Gewaltausbruch in Nigeria
Nomadische Viehzüchter greifen Bauern an / Präsident Buhari ruft die Bevölkerung zur Ruhe auf

Jos (AFP). Bei einem Angriff auf
Bauern im Zentrum Nigerias sind nach
Polizeiangaben mindestens 86 Men-
schen getötet worden. Für den Angriff
seien mutmaßlich nomadische Vieh-
züchter verantwortlich, teilte die Polizei
mit. Die Toten wurden in der Gegend
Barikin Ladi im zentralen Bundesstaat
Plateau entdeckt. Zuvor habe es gewalt-
same Auseinandersetzungen zwischen
den Bauern und Hirten geben.

Ausgelöst wurde die Gewalt offenbar
durch einen Angriff von Bauern der
Berom-Volksgruppe auf Viehzüchter des
Fulbe-Volkes am Donnerstag. Am Frei-
tag wurden in einem mutmaßlichen
Racheakt zwei Berom-Kinder getötet.
Am Sonntag gab es weitere Angriffe:
Augenzeugen berichteten, junge Ange-
hörige des Berom-Volkes hätten auf der
Straße zwischen der Regionalhaupt-
stadt Jos in die Bundeshauptstadt Abuja
Barrikaden errichtet, um Autofahrer
anzugreifen, „die wie Fulbe oder Mus-
lime aussehen“. Das Berom-Volk hängt
mehrheitlich dem Christentum an. An-
gesichts der Gewalt wurde eine Aus-
gangssperre in mehreren Region des
Bundesstaates verhängt. Gouverneur

Simon Lalong sagte, es seien Maßnah-
men eingeleitet worden, um „die betrof-
fenen Gemeinschaften zu schützen und
die Verantwortlichen festzunehmen“.

Nigerias Präsident Muhammadu Bu-
hari rief zur Ruhe auf. Der Staat tue
alles, um „die Verantwortlichen vor Ge-
richt zu stellen und neue Angriffe zu
verhindern“, sagte der Präsident, dem
immer wieder vorgeworfen wird, nicht
genug für die Sicherheit in dem west-
afrikanischen Land zu tun. Senatspräsi-
dent Bukola Sakari sagte, es dürfe nicht
der Eindruck entstehen, dass Nigeria
nicht sicher sei. „Es ist wichtig für die
Nigerianer, dass sie die Sicherheit be-
kommen, dass die Regierung entschlos-
sen auf die aktuellen Bedrohungen für
Leben und Besitz reagiert“, sagte Saka-
ri. Der Konflikt um Land und Ressour-
cen in der Region schwelt bereits seit
Jahrzehnten. Zusätzlich angefacht wird
die Gewalt durch ethnische, religiöse
und politische Rivalitäten. Tausende
Menschen wurden in den vergangenen
Jahren in dem Konflikt getötet. Das
Land ist geteilt in den muslimisch ge-
prägten, ärmeren Norden und den
christlich geprägten, reicheren Süden.

ETHNISCHE KONFLIKTE machen dem nigerianischen Präsidenten Muhammadu Buhari
zu schaffen. Foto: dpa

26. Juni
1988 – Der Absturz eines fabrik-

neuen Airbus vom Typ A 320 der Air
France bei einer Flugschau nahe
Mülhausen im Elsass kostet drei der
136 Insassen das Leben.

1963 – Zum Abschluss seines
Deutschlandbesuches hält US-Prä-
sident John F. Kennedy in West-
Berlin eine Rede, die mit der Be-
kundung seiner Solidarität endet:
„Ich bin ein Berliner.“

1948 – Die erste Maschine der U.S.
Air Force startet zur Operation
„Vittles“ (Operation Lebensmittel).
Sie soll das von den Sowjets blo-
ckierte Berlin versorgen.

1945 – Ein Gründungsaufruf der
Christlich Demokratischen Union
Deutschlands (CDU) wird in Berlin
veröffentlicht. Die CDU definiert
diesen Tag als Gründungsdatum der
Partei. Als Bundespartei schloss
sich die CDU 1950 zusammen.

1843 – Hongkong wird zur briti-
schen Kronkolonie erklärt. dpa

Arrest nach
Kippa-Übergriff

Berlin (dpa). Zwei Monate nach dem
Gürtel-Angriff auf einen Kippa tragen-
den Israeli in Berlin ist ein 19-Jähriger
wegen Beleidigung und Körperverlet-
zung schuldig gesprochen worden. Das
Amtsgericht Tiergarten verhängte einen
Arrest von vier Wochen gegen den Syrer
nach Jugendstrafrecht. Zudem wird er
für ein Jahr unter Erziehungsaufsicht
gestellt. Der Arrest gilt wegen der Un-
tersuchungshaft als verbüßt. Laut Urteil
hatte der Syrer den jungen Israeli mit ei-
nem Hosengürtel mehrmals geschlagen
sowie auch dessen Freund beschimpft.

Schweizerin führt
Versammlung an

Straßburg (dpa). Die Schweizerin Li-
liane Maury Pasquier ist die neue Prä-
sidentin der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarats. Die 61-Jäh-
rige war die einzige Kandidatin bei der
Wahl in Straßburg. „Unter meiner
Präsidentschaft wird die Versammlung
weiter daran arbeiten, ihre Ehre zurück-
zuerobern“, sagte die Sozialdemokratin
bei ihrer Antrittsrede. Der Europarat hat
seinen Sitz in Straßburg. Zuletzt war die
Parlamentarische Versammlung wegen
einer Korruptionsaffäre in die Schlag-
zeilen geraten.

Merkels
Schicksalswoche

Kanzlerin ringt um Lösungen im Asylstreit
Von unserem Korrespondenten
Bernhard Junginger

Berlin. Für Angela Merkel geht es in
dieser Woche um alles: Um ihre Kanzler-
schaft, um ihr politisches Vermächtnis,
um die Zukunft der europäischen Eini-
gung. Nur noch wenige Tage bleiben der
Kanzlerin, um den Streit zwischen ihrer
CDU und der störrischen Unions-
Schwester CSU zu entschärfen.

Erreicht sie bis Sonntag in der Flücht-
lingspolitik auf EU-Ebene keine Fort-
schritte, die die CSU zufriedenstellen,
steht ihre Regie-
rung vor dem Aus.
Denn Innenminis-
ter und CSU-Chef
Horst Seehofer will
in diesem Fall auch
gegen den erklärten Willen Merkels die
Zurückweisung von Flüchtlingen anord-
nen, die bereits in anderen EU-Ländern
registriert sind. Wenn sie nicht einen Au-
toritäts- und Gesichtsverlust hinnehmen
will, muss die Kanzlerin Seehofer dann
sofort entlassen – die Fraktionsgemein-
schaft von CDU und CSU wäre am Ende
– und damit auch die Große Koalition.

In ihrer Schicksalswoche steht für die
Kanzlerin bereits am Dienstag ein bri-
santer Termin an: Zum ersten Mal in die-
ser Regierungsperiode kommt am Abend
der Koalitionsausschuss zusammen. Und
während der unionsinterne Streit die
Schlagzeilen dominiert, knirscht es auch
im Verhältnis zwischen Union und dem
Partner in der GroKo – der SPD – immer
lauter. Udo Bullmann, SPD-Europa-

dest Vereinbarungen mit einigen Schlüs-
selländern erzielen. Spätestens am Mon-
tag werden CDU und CSU getrennt von-
einander über das beraten, was Merkel
bei dem Gipfel erreicht hat. Aus der CSU
kommen inzwischen auch versöhnliche
Signale. So sagte der Vize-Unionsfrak-
tionschef Georg Nüßlein den BNN:
„Momentan geht es darum, dass sich die
Unionsfraktion nicht auseinanderdivi-
dieren lässt. Inhaltlich besteht nämlich
Einigkeit. Und an Einigkeit ist noch nie
eine Gemeinschaft zerbrochen.“

Gipfel mit 16 von 28 EU-Ländern am
Wochenende wurden aber auch andere
Vorschläge diskutiert, die etwa Lager
außerhalb des EU-Gebiets in Europa
oder Nordafrika vorsehen. Einigkeit
wurde nicht erzielt, dafür wurde fast ein-
hellig die Notwendigkeit eines besseren
Schutzes der Außengrenzen betont.

Beim „echten“ EU-Gipfel, der am Don-
nerstag in Brüssel beginnt, muss Merkel
aber konkrete Ergebnisse erzielen. Weil
eine Einigung aller EU-Länder nicht
realistisch ist, muss die Kanzlerin zumin-

spanischen Regierungschef Pedro San-
chez am Vormittag in Berlin Ergebnisse
bringt, könnte sie Seehofer einen ersten
Erfolg präsentieren. In Spanien landen
immer mehr Flüchtlinge, die aus Nord-
afrika über das Mittelmeer kommen.

Eine Einigung mit Madrid in der
Flüchtlingspolitik wäre für Merkel im
Konflikt mit Seehofer Gold wert.
Spanien hat sich wie Frankreich für die
Einrichtung geschlossener Aufnahme-
lager für Flüchtlinge auf dem EU-Boden
ausgesprochen. Beim informellen Mini-

abgeordneter und Fraktionschef der So-
zialdemokraten im Europäischen Parla-
ment, sagte den BNN: „Wir Sozialdemo-
kraten sind in die Große Koalition einge-
treten, um Verantwortung für Deutsch-
land und Europa zu übernehmen.“ In der
Union habe „kurzsichtiges Machtkal-
kül“ zu einem abwegigen Streit geführt,
der mit den wirklichen Problemen einer
europäischen Migrationspolitik nichts zu
tun habe. Bullmann weiter: „Es geht aber
nicht, die Europäische Union zu spalten,
nur weil in der CSU niemand an den dro-
henden Stimmverlusten bei der bevorste-

henden Landtags-
wahl Schuld sein
möchte.“

Auch SPD-Partei-
chefin Andrea
Nahles will in der

Flüchtlingspolitik nicht länger außen vor
bleiben. Die SPD dringt darauf, den
„Masterplan Migration“ von Seehofer zu
lesen. Doch die wegen des Streits um die
Zurückweisung von Flüchtlingen ver-
schobene Präsentation lässt auf sich
warten. Eine Seehofer-Sprecherin sagte:
„Es gibt keinen neuen Termin.“ Wie das
GroKo-Spitzentreffen ausgeht, ist offen.
Einerseits könnte sich der Streit zwischen
Merkel und ihrem Innenminister noch
verschärfen. Denn die CSU verlangt Aus-
kunft über die Eurozonen-Pläne, die
Merkel vor Wochenfrist mit dem franzö-
sischen Präsidenten Emmanuel Macron
geschmiedet hat.

Andererseits könnte die Sitzung für
Merkel aber auch besser laufen, als er-
wartet. Wenn ihr Treffen mit dem neuen

Ab Montag droht neue
Kraftprobe mit Seehofer

NUR WENIGE TAGE bleiben der Kanzlerin, um Fortschritte in der Flüchtlingspolitik auf der EU-Ebene zu erreichen. Merkels Kanzlerschaft
steht auf dem Spiel, da Horst Seehofer, hier vor einer Woche in Meseberg, von seinem harten Kurs nicht abweichen will. Foto: dpa
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